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hne Twitter wäre so etwas wie der
Mauerfall gar nicht möglich gewesen,
frotzelte vor einiger Zeit jemand auf
ebendiesem Kurznachrichtendienst.

Er wollte damit sagen, dass die politische Wir-
kung der sozialen Medien masslos überschätzt
wird. Politische Bewegungen profitieren zwar
von den Kommunikationsmöglichkeiten des In-
ternets, die traditionellen Mittel wie Versamm-
lungen, Streiks oder Demonstrationen können
sie aber nicht ersetzen. Ein Beispiel dafür ist der
aktuelle Fall des Pferdehofes in Hefenhofen TG.
Der verurteilte Tierquäler Ulrich K. hielt in sei-
nen Ställen Pferde, Kühe und Kälber in unhalt-
baren Zuständen.

In der Community der Tierschützer war dies seit
mindestens zehn Jahren bekannt. Der streitbare
Verein gegen Tierfabriken dokumentierte minu-
ziös jeden Vorfall auf seiner Website. Und auf
Facebook veröffentlichten die Tierschützer zu-
letzt täglich neue Bilder von den ausgemergelten
Tieren. Die Wirkung des Internet-Aktivismus
hielt sich aber in engen Grenzen. Die Empörung
wurde zwar immer lauter, aber nur in der eige-
nen Echokammer. Der Aufschrei erreichte kein
breiteres Publikum, das sich der Empörung hät-
te anschliessen können. Der Protest drohte in
der eigenen Filterblase zu ersticken.

Erst als ein traditionelles Medium, die Zeitung
«Blick», den Fall aufgriff und ein breites Publi-
kum mit den grauenhaften Tier-Bildern konfron-
tierte, wurde die Echokammer durchbrochen.
Die Bilder stammten von einer jungen Frau, die
auf dem Hof ein und aus ging und über Monate
das Elend der Tiere dokumentierte. Die Thur-
gauer Behörden wollten das Unrecht immer
noch nicht sehen. Tagelang hiess es, man könne
nichts tun. Als Ausrede dienten juristische For-
malitäten. Wegen einer Schlamperei der Thur-
gauer hatte das Bundesgericht den Vollzug eines
Tierhalteverbots gestoppt. Die Tage verstrichen
und Ulrich K. hätte die Gelegenheit gehabt, Be-
weise wegzubringen. Ob er sie nutzte, ist offen.

Durch Medienberichte befeuert, tobte der
Sturm in den sozialen Medien stärker denn
je, die Mauern der Thurgauer Amtsstuben
vermochte der Shitstorm aber nicht zu durch-
dringen.

O Erst als Menschen ihren Rechner herunterfuh-
ren, sich aus den Bürostühlen und Sofaecken er-
hoben, ins Auto stiegen und sich an den Ort des
Unrechts begaben, wurde der Protest wirksam.
Bis zu diesem Zeitpunkt hatte die Ignoranz von
Kantonstierarzt und Regierungsrat keine Konse-
quenzen.

Nun standen plötzlich Menschen vor dem Hof in
Hefenhofen. Sie verhielten sich friedlich, doch
die Lage drohte zu eskalieren. Gemäss verschie-
denen Zeugen machte Ulrich K. mit einem Auto
einen Schlenker aufs Trottoir, wo sich Demon-
stranten aufhielten. Nur weil sie sich mit einem
Sprung zur Seite retteten, gab es keine Verletz-
ten. «Die Behörden mussten handeln, sonst wä-
re die Lage hier eskaliert», sagte eine junge
Frau, als am Dienstag endlich Militär und Polizei
die Tiere vom Hof abtransportierten.

Die Versammlung in Hefenhofen schöpfte ihr
politisches Potenzial aus der Popularität des An-
liegens und aus der Legitimität des Protestes.
Menschen lieben Pferde, und das Unrecht war ja
von Gerichten bereits festgestellt worden, nur
die Ahndung verzögerte sich. Zudem wirkten
die Menschen vor dem Hof in Hefenhofen wie
besorgte Nachbarn und nicht wie verbissene
Tierschützer, die einem die Wurst vom Teller
nehmen wollen. Ob der Eindruck auch stimmte
oder ob sich Tierschützer bewusst so gaben, ist
schwierig einzuschätzen. Es war auffällig, wie
energisch die Anwesenden darauf bestanden,
keine Tierschützer zu sein.

Dem Hefenhofener Protest gelang es, sein Anlie-
gen durchzusetzen. Plötzlich wurde möglich,
was die Behörden bisher immer als unmöglich
dargestellt hatten: Der renitente Landwirt Ulrich
K. wurde aus dem Verkehr gezogen, und für die
über hundert Tiere wurde pragmatisch eine
Übergangslösung gefunden. Facebook und Twit-
ter dienten der Versammlung von Hefenhofen
zwar als Mittel zur Vernetzung und zum Aus-
tausch, das Internet konnte die Pferde aber
nicht retten. Es war ein klitzekleines bisschen so
wie beim Mauerfall, der bekanntlich komplett
ohne Twitter möglich war. Und auch nur, weil
die Menschen sich weg vom Fernseher hin zum
Ort des Geschehens begaben.

ANALYSE zur Befreiung der Pferde aus den Fängen des Tierquälers Ulrich K.
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«Die Mauern der
Thurgauer Amts-
stuben vermochte
der Shitstorm
nicht zu durch-
dringen. Erst als
sich Menschen an
den Ort des Un-
rechts begaben,
wurde der Protest
wirksam.»
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eld und sicher – wer hat die Wörter
eigentlich verkuppelt? «Ihr Geld ist
bei uns sicher», das hat sicher ein-

mal ein Banker gesagt und auf die Nach-
teile des Strumpfs unter der Matratze hin-
gewiesen. Bei diesem Beispiel wäre die Be-
tonung aber eher auf «Ihr» zu legen. Viel-
leicht war es das Duo Merkel/Steinbrück,
das 2008 zur grossen Beruhigungspille
griff. Banken drohten zu kippen, aber sie
versicherten dem Sparer: «Ihr Geld ist
sicher.» Der Bankrun fand nicht statt.

In der Diskussion um die Rentenreform ist
man sich nur in einem Punkt einig: «Wir
müssen die Rente ‹sicher› machen.» Da –
beim Sichern – würden alle gern mithelfen,
Befürworter und Ablehner. Einfach nicht
so, wie es die anderen gerade wollen.

Dabei ist da fast nichts sicher. Die Pen-
sionskassen stecken in einer mathemati-
schen Klemme. Sie können nicht mehr
ausschütten, als sie an Zinsen erwirtschaf-
ten. So viel ist immerhin sicher. Und der
Rest ist Verteilungskampf. Wer kriegt wie
viel – vom Fell? Die Unternehmer geben
dem Angestellten Lohn. Der Angestellte
gibt einen Teil davon den Alten. Leider ist
es nicht so einfach. Es wird ja alles über
ein System verteilt mit fixen Quoten. Und
es kommt alles aus dem Topf, der erwirt-
schaftet wurde. Wer schliesslich wem wie
viel bezahlt, ist Politik. Also unsicher.
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Beim «Sichern»
würden wir helfen

✒ Christoph Bopp

in Polizist tritt auf einen Verdächti-
gen ein, der von zwei Kollegen am
Boden festgehalten wird. So stark,
dass sich das Profil seiner Schuhe

noch fast einen Tag später an den Gesichts-
verletzungen des Opfers lesen lässt. Ein
Fussballfan vermummt sich mit vielen Kol-
legen. Er wirft einen Stein ins Fenster eines
leeren Polizeiautos. Der erste erhält eine
bedingte Geldstrafe von 18 000 Franken,
bei einer Probezeit von zwei Jahren. Der
zweite erhält er eine Freiheitsstrafe von
16 Monaten bei einer Probezeit von vier

Jahren. Die zwei Fälle, die innert Wochen-
frist für Schlagzeilen sorgten, lassen sich
nur bedingt vergleichen. Dennoch lassen
sich zwei Erkenntnisse daraus ableiten.

Zum einen schützt das Schweizer Gesetz
das Vermögen stärker als das Leben. So
liegt die höchstmögliche Strafe für einfa-
chen Diebstahl bei fünf Jahren Freiheits-
entzug, bei fahrlässiger Tötung sind es nur
drei. Zum anderen sind Fussballfans eine
Randgruppe, deren Vergehen zunehmend
politisiert werden. Das geschieht immer,
wenn sich die Öffentlichkeit stark empört.
Meist sind es sehr sichtbare Verbrechen,
die medial eng begleitet werden. Die Fans
sind ein öffentliches Ärgernis, sie müssen
mit der vollen Härte der Justiz rechnen.

Deshalb werden vergleichbare Taten ande-
rer Tätergruppen deutlich milder geahn-
det. Doch dafür fehlen echte Argumente.
Einen Stein in ein Polizeiauto zu werfen,
wie es der junge Aargauer im April 2016
tat, ist gefährlich, dumm und zu verurtei-
len. Aber bei allem Zorn über Randale,
Ausschreitungen und Krawall: Ein Mensch
sollte immer mehr wert sein als ein Auto.
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Zeit für schlagende
Argumente

Ein FCB-Fan aus dem Aargau, der
ein Polizeiauto demolierte, wird zu
16 Monaten Haft bedingt verurteilt.
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